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Damit Sie draußen wissen, was drinnen vorgeht KOMPAKTKOMPAKT

Um pflegende Angehörige 
finanziell abzusichern hat 
die Grazer Koalition aus 
KPÖ, Grünen und SPÖ ein 
Pilotprojekt ins Leben ge-
rufen. Ziel des neuen Mo-
dells ist es, pflegende An-
gehörigen finanziell mit ei-
ner Anstellung vor Alters-
armut zu schützen. 

Pflegende Angehörige sind 
nach wie vor die größte 

Personengruppe im Bereich der 
Pflegebetreuung. Angehörige zu 
pflegen ist jedoch physisch und 
psychisch belastend. In ihrer 
Fürsorge gehen Verwandte oft 
an die Grenzen ihrer Belastbar-
keit. Dazu kommt die Unsicher-
heit, ob alles richtig gemacht 
wird, damit die zu pflegende 
Person nicht zu Schaden kommt. 
Die Herausforderungen nehmen 
mit der Zeit zu und dies geht 
oft auf Kosten von Beruf und 
Familie. Viele Angehörige über-
nehmen diese Aufgaben gerne, 
doch sie benötigen dringend 
unterstützende Strukturen, um 
finanziell abgesichert zu sein. 
Darum hat man in Graz ein Pi-
lotprojekt ins Leben gerufen, um 
pflegende Angehörige finanziell 
abzusichern. 

Im ersten Jahr können 15 Per-
sonen angestellt werden, die An-
gehörige mit den Pflegestufen 
3, 4 und 5 betreuen. Das Gehalt 
richtet sich nach Stundenanzahl  

Anstellung pflegender 
Angehöriger

und Pflegestufe. Bei Pflegestufe 
3 und 20 Wochenstunden sind 
es 1.200 Euro netto, bei Stufe 
4 und 30 Stunden sind es 1.600 
Euro netto und bei Stufe 5 und 
40 Wochenstunden kommt man 
auf 2.000 Euro netto. Das Pilot-
projekt wird laufend evaluiert, 
um stetige Verbesserungen 
durchführen zu können.

KPÖ-Gesundheits- und Pfle-
gestadtrat Robert Krotzer 
setzt auf die Vorbildwirkung 
des Projekts: „Das neue Grazer 
Modell ist ein erster wichtiger 
Schritt zur Absicherung von 
Menschen, die für die Pflege 
ihrer Angehörigen physisch und 

Im Jänner 2024 startet in Graz ein Pilotprojekt zur Anstellung pflegender Angehöriger. 
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Pilotprojekt der Stadt Graz startet im Jänner 2024

INFOVERANSTALTUNGEN IM NOVEMBER
TERMIN 1: 15. November, 11 Uhr (Anmeldung bis 12. November)
TERMIN 2: 20. November, 16 Uhr (Anmeldung bis 16. November) 
WO: Hörsaal Albert Schweitzer, Geriatrische Gesundheitszentren 
Graz, Albert-Schweitzer-Gasse 36, 8020 Graz 
WIE: Anmeldungen unter pflegedrehscheibe@stadt.graz.at

psychisch an ihre Grenzen ge-
hen. Wir entlasten sie damit und 
nehmen ihnen zumindest ihre 
finanziellen Sorgen. Wir hoffen, 
dass das Land Steiermark das 
Modell übernehmen wird.“

Die Leiterin der Grazer Pfle-
gedrehscheibe, Norma Rieder 
ergänzt: „Die Sicherung der 
Versorgungsqualität der pflege-

bedürftigen Menschen in ihrem 
Wohnumfeld ist für uns ein 
zentrales Anliegen. Daher legen 
wir unser Augenmerk auf die 
qualitätssichernde Begleitung. 
Im Rahmen dieser werden u.a. 
Kurse für pflegende Angehörige 
und qualitätssichernde Haus-
besuche durch die Amtssachver-
ständigen der Pflege angeboten.“
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Wohnen darf nicht  
arm machen!

Ein Dach überm Kopf, das 
brauchen wir alle. Ein Zu-

hause, in dem man sich wohl-
fühlt, ist ein großes Stück 
Lebensqualität. Dazu gehört 
auch, dass man keine Sor-
gen haben muss, die eigene 
Wohnung nicht mehr bezah-
len zu können. Für immer 
mehr Menschen ist das aber 
längst bedrückender Alltag. 
Die Wohnkosten steigen seit 
vielen Jahren stark. Ein Ende 
der Teuerung ist nicht in Sicht. 

Alle reden vom  
Wohnen – und dann?
In den letzten Monaten war 

eine interessante Entwicklung 
zu beobachten: Eine Partei 
nach der anderen entdeckt das 
Thema „Leistbares Wohnen“ für 
sich. Ob es etwas damit zu tun 
hat, dass im kommenden Jahr 
die nächste Nationalratswahl 
und die steirische Landtagswahl 
anstehen? Das Muster kommt 
vielen Menschen nur allzu 
bekannt vor: Vor einer Wahl 
versprechen alle das Blaue vom 
Himmel, aber schon am Tag 
nach der Wahl sind die Verspre-
chungen vergessen und alles 
geht weiter wie zuvor. 

„Erhöhung“ der Woh-
nunterstützung?
Auch bei uns in der Steier-

mark entwickelt die Landes-
regierung in letzter Zeit ein 
gesteigertes Interesse für leist-
bares Wohnen. Aber was sind 
die Sonntagsreden und Plakat-
kampagnen von ÖVP und SPÖ 
tatsächlich wert? Schauen wir 
uns dafür die Wohnunterstüt-
zung – die wichtigste steirische 
Zuzahlung zu den Wohnkosten 
– einmal genauer an: Im Juli gab 
die Landesregierung bekannt, 
eine Anpassung um rund 20 
Prozent vorzunehmen. Was 

sie allerdings verschweigen: 
Es war die erste Erhöhung der 
Wohnunterstützung nach sage 
und schreibe zwölf Jahren Untä-
tigkeit. Und: Die neue maximale 
Bezugshöhe liegt immer noch 
mehr als fünf Prozent unter (!) 
dem Niveau von 2011 – obwohl 
die Mieten in der Steiermark 
seither um mehr als 50 Prozent 
gestiegen sind. Diese „Erhö-
hung“ der Wohnunterstützung 
ist also in Wahrheit eine Auge-
nauswischerei.

Mogelpackung  
Mietpreisbremse
Und auf Bundesebene? Groß 

waren die Schlagzeilen – „Die 
Mietpreisbremse kommt!“ Aber 
tut sie das wirklich? Zum einen 
gilt diese „Preisbremse“ für 
frei finanzierte Wohnungen 
überhaupt nicht. Für die restli-
chen Wohnungen hat die Bun-
desregierung eine maximale 
Mieterhöhung von 5 Prozent 
beschlossen – und zwar pro 
Jahr! Das wären bis 2026 im 
Schnitt weitere 866 Euro mehr 
pro Haushalt und Jahr. 

Mehr noch: Die Nationalbank 
rechnet für 2024 nur mehr mit 
4,1 Prozent und für 2025 mit 2,9 
Prozent Inflation. Dieser Pseu-

do-„Mietendeckel“ liegt mit 5 
Prozent deutlich darüber und 
ist demnach keine Unterstüt-
zung, sondern eine Gewinnga-
rantie für die Vermieter.  

Es geht auch anders
Eine Mietpreisbremse, die 

diesen Namen tatsächlich ver-
dient, gibt es hingegen in den 
städtischen Wohnungen von 
Graz. In den Gemeindewoh-
nungen, wo die Stadt direkt in 
die Mieten eingreifen kann, hat 
die KPÖ-geführte Stadtregie-
rung sämtliche Mieterhöhun-
gen des Bundes im vergangenen 
Jahr zur Gänze abgefedert und 
nicht an die Mieterinnen und 
Mieter weitergegeben. Heuer 
ist die Anpassung mit niedrigen 
zwei Prozent gedeckelt. Zum 
Vergleich: Die Kategoriemieten 
sind in derselben Zeit um un-
glaubliche 23 Prozent gestiegen. 
Vor solchen Wohnkosten-Ex-
plosionen werden die Miete-
rinnen und Mieter städtischer 
Gemeindewohnungen auch 
weiterhin geschützt: Bis 2026 
werden die Mieten maximal 
nur um weitere vier Prozent 
angepasst werden. 

Wo es eine starke KPÖ gibt, 
zeigt sich: Es geht auch anders. 

Die extremen Teuerungen beim 
Wohnen sind kein Naturge-
setz. Gibt es den politischen 
Willen, lässt sich vieles für 
die Menschen verbessern. Die 
Kompetenzen einer Stadt wie 
Graz sind allerdings auf die 
eigenen, städtischen Gemein-
dewohnungen beschränkt. Für 
einen wirksamen Mietendeckel 
für alle restlichen Wohnungen, 
auch die privaten, braucht es die 
Initiative der Bundesregierung. 
Die fühlt sich aber augenschein-
lich eher den Profitinteressen 
der Immobilienbranche und 
der Hausherren als unserem 
Grundrecht auf Wohnen ver-
pflichtet. Und über das Grund-
problem, dass Wohnraum im 
Kapitalismus eine Ware wie jede 
andere ist, mit der spekuliert 
und Profit gemacht wird, spricht 
schon gar keiner.

Gemeinsam für  
leistbares Wohnen!
Damit sich das ändert und 

Wohnen wieder leistbar wird, 
braucht es den Druck aus der 
Bevölkerung auf die Landes- 
und Bundesregierung. Darum 
haben wir von der KPÖ im 
Frühjahr die Wohnpetition ge-
startet. Tausende Unterschrif-
ten sind schon zusammenge-
kommen, viele mehr sollen es 
noch werden.

Sind Sie auch der Meinung, 
dass es einen echten Mietende-
ckel für alle Wohnungen, viel 
mehr leistbaren öffentlichen, 
statt profitgetriebenen privaten 
Wohnbau und eine kräftige 
Erhöhung und Ausweitung der 
steirischen Wohnunterstützung 
braucht? Dann möchten wir Sie 
herzlich ersuchen, die Wohnpe-
tition mit Ihrer Unterschrift zu 
unterstützen. Das geht über die 
Unterschriftenliste oder auch 
online auf wohnpetition.at. 

Zusammen mit Aktivisten und Aktivistinnen der KPÖ sammelt 
Bürgermeisterin Elke Kahr Unterschriften für leistbares Wohnen.
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Helfen Sie mit!
1.	 Anhebung der Wohnunterstützung sowie der Einkommens-

grenzen. Richtlinien ändern, damit wieder mehr Menschen die  
Wohnunterstützung bekommen können.

2.	 Einkommensgrenzen beim Kautionsfonds erhöhen.
3.	 Anhebung des Heizkostenzuschusses sowie der Einkommens-

grenzen.

4.	 Erhöhung der Wohnkostenpauschale der Sozialunterstützung.
5.	 Wohnunterstützung auch für Bezieher der Sozialunterstützung: 

Einsatz der Landesregierung für Änderung des Bundesgesetzes.
6.	 Petition für ein verständliches und soziales Mietrechtsgesetz  

mit niedrigen Mietzinsobergrenzen an die Bundesregierung.
7.	 Ausbau und Erhalt von öffentlichem Wohnbau.

Mit meiner Unterschrift unterstütze ich die Petition an die Stmk. Landesregierung gemäß § 110 Volksrechtegesetz.
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WOHNEN

LEISTBAR
WIRD

DAMIT

WIEDER
Claudia 

Klimt-Weithaler
KPÖ-Landtagsabgeordnete

wohnpetition.atSetzen wir gemeinsam 
ein starkes Zeichen!
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KOMMENTAR

Lebensqualität in  
Gemeindewohnungen

Sechs weitere städtische 
Wohngebäude mit rund 

350 Wohnungen werden in 
den nächsten Monaten umfas-
send saniert. Das betrifft nicht 
nur Dämmungen und andere 
Maßnahmen zum Energiespa-
ren, sondern auch die Wohn-
qualität.
Dadurch können jährlich an 
die 283 Tonnen CO2 eingespart 
werden. Das ist wichtig, um 
die Energiekosten für die Be-
wohnerinnen und Bewohner 
zu senken.
Viele Wohnungen bekommen 
einen Balkon. In der Graz-
bachgasse wird ein Innenhof 
entsiegelt, es werden Bäume 
gepflanzt und manche Wohn-
häuser bekommen einen Lift. 
Auch die Montage von Foto-
voltaikanlagen wird bei geeig-
neten Gebäuden vorbereitet.
In Summe investiert Wohnen 
Graz für diese Bauvorhaben 
12,5 Millionen Euro. 

Als wir Ende der 1990er-Jah-
re mit der Sanierung der 

Gemeindewohnungen be-
gonnen haben, war noch jede 
vierte Wohnung Substandard. 
Viele haben keine Dusche und 
kein WC gehabt. Jetzt wird 
die Wohnqualität in rund 350 
Wohnungen weiter verbes-
sert. 
Viele unserer städtischen Ge-
meindewohnungen haben ei-
nen höheren Standard als vie-
les, was frei finanziert gebaut 
wird. Darauf bin ich sehr stolz.

Ihre Bürgermeisterin Elke Kahr

SO ERREICHEN SIE  
ELKE KAHR:
Rathaus, 2. Stock

Tel.: 0316 872-2000 
Mail: buergermeisterin.kahr@
stadt.graz.at

Sportwetten endlich als 
Glücksspiel einstufen!

Rund 100.000 Personen in 
Österreich gelten mittler-

weile als wettsuchtgefährdet. 
Vor allem junge Männer und 
Menschen, die beispielsweise 
selbst in Fußball-Vereinen aktiv 
sind, haben ein massiv erhöh-
tes Risiko, ein pathologisches 
Spielverhalten zu entwickeln  
und damit ihre eigene Existenz 
und die ihrer Angehörigen 
zu riskieren. Was gesetzli-
che Rahmenbedingungen für 
Sportwetten betrifft, gibt es in 
Österreich   einiges an Aufhol-
bedarf, weiß KPÖ-Gemeinde-
rat Simon Gostentschnigg: 
„Im Gegensatz zu allen anderen 
EU-Staaten gelten Sportwetten 
in Österreich nicht als Glücks-
spiel, sondern werden als Ge-
schicklichkeitsspiel eingestuft. 
Sportwetten sind demnach 
nicht dem Glücksspielgesetz 
unterworfen, weshalb es neben 
erheblichen steuerlichen Vor-
teilen für die Anbieter keine 
ausreichenden Maßnahmen 
und Regelungen zum Spieler-
schutz und zur Prävention von 
Spielsucht gibt.“

 Auch hinsichtlich der Wer-
bemaßnahmen gibt es in Öster-

reich kaum Einschränkungen. 
„Die Konsequenzen dieser äu-
ßerst fragwürdigen Einstufung 
von Sportwetten lassen sich 
in den Spielsucht-Statistiken 
ablesen. Die Anzahl der Be-
troffenen hat sich in den letzten 
sechs Jahren mehr als vervier-
facht“, weiß Gostentschnigg.  

Aus wissenschaftlichen Un-
tersuchungen ist bekannt, dass 
Sportwetten nach dem Auto-
matenglücksspiel das höchs-

te Suchtpotential aufweisen. 
„Selbst bei akribischster Re-
cherchearbeit vor einer Sport-
wette ist es unmöglich, den 
Spielausgang vorherzusagen. 
Sportwetten sind eindeutiges 
Glücksspiel und gehören des-
halb vom Bundesgesetzgeber 
auch als solches eingestuft“, 
fordert Gostentschnigg. Seine 
Petition wurde im Gemeinderat 
gegen die Stimmen von KFG 
und FPÖ angenommen. 

FOTO: RAWPIXEL LTD.

Spielsucht gefährdet Existenzen. Die KPÖ setzt sich dafür ein, 
dass Sportwetten in Österreich endlich auch als Glückspiel ein-
gestuft werden. 

Moderne Ausstattung für 
Grazer Feuerwehr

Zwei Investitionen wurden 
im Gemeinderat beschlos-

sen, „die der Grazer Berufsfeu-
erwehr einen noch schnelleren 
und gezielte-
ren Einsatz 
ermöglichen“, 
so der  ver-
antwortliche 
K PÖ-Stadt-
rat Manfred 
E b e r.  Z u m 
einen wird die 
Hardware der 
Brandmeldezentrale, in der alle 
Notrufe entgegengenommen 
werden und unverzüglich die 
ersten Maßnahmen gesetzt 

Hilfe für Kinder 
mit Diabetes

Mit der Reform der Schul-
assistenz hat das Land 

Steiermark mit Schulbeginn 
2023 die Rahmenbedingun-
gen für Kinder verbessert, 
die aufgrund ihrer medizini-
schen Bedürfnisse, etwa Dia-
betes, von einer Schulassistenz 
Unterstützung benötigen. In 
Kinderkrippen und -gärten 
gibt es hier aber nach wie vor 
Aufholbedarf, daher fordert 
KPÖ-Gemeinderätin Elke 
Heinrichs, dass die Unterstüt-
zung für an Diabetes erkrankte 
Kinder und deren Eltern auch 
im elementarpädagogischen 
Bereich ausgeweitet wird.

werden, um 780.000 Euro auf 
den neuesten Stand der Tech-
nik gebracht. Zudem werden 
drei neue Logistikfahrzeuge 

um 480.000 
Eu ro a nge-
schaf f t . Be-
sonders bei 
G r o ß s c h a -
d e n s l a g e n , 
w ie Unwet-
tern, können 
diese Klein-
LK Ws dank 

eines durchdachten Logistik-
systems verschiedene Einsatz-
orte mit entsprechendem Gerät 
rasch versorgen.


